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Seit dem russischen Angriffskrieg gegen 
die Ukraine warnen Experten, dass 
militärische Konflikte für Europa nicht 
mehr ausgeschlossen werden können. 
Deutschland müsse kriegstüchtig werden, 
erklärte Bundesverteidigungsminister 
Boris Pistorius im Oktober 2023. Auch die 
Fähigkeiten des Gesundheitswesens im 
Umgang mit Krisen, Krieg und 
Katastrophen müssen nach Ansicht von 
Fachleuten ausgebaut werden. 

von Heike Korzilius

I
st das deutsche Gesundheitswesen auf 
unvorhergesehene Entwicklungen und 
Ereignisse, auf Kriegs- und Krisenfälle 
vorbereitet? Im Dezember 2024 kam der 

Expertenrat „Gesundheit und Resilienz“ der 
Bundesregierung, das Nachfolgegremium 
des Corona-Expertenrates, zu dem Schluss, 
das sei nicht der Fall. Der Rat mahnte in 
seiner Stellungnahme „Resilienz und Ge-
sundheitssicherheit im Krisen- und Bünd-
nisfall“ unter anderem eine deutlich ver-
besserte und strukturierte zivil-militärische 
Zusammenarbeit an, insbesondere zwi-
schen dem Sanitätsdienst der Bundeswehr, 
zivilen medizinischen Einrichtungen und 
Hilfsorganisationen wie dem Deutschen 
Roten Kreuz. 

Gesetzgebung vorantreiben

Auch die Ärzteschaft befasst sich inzwi-
schen mit dem Thema. In mehreren Be-
schlüssen forderte der diesjährige 129. 
Deutsche Ärztetag in Leipzig Ende Mai 
Bund, Länder und Kommunen auf, die Re-
silienz des Gesundheitswesens zu stärken. 
Wie der Expertenrat sieht auch das Ärzte-
parlament die Notwendigkeit einer engeren 
zivil-militärischen Zusammenarbeit. Zu-
dem forderte die Ärzteschaft die Bundes-
regierung auf, die Arbeiten am Gesetz zur 
Stärkung der Resilienz kritischer Anlagen 
und am Gesundheitssicherstellungsgesetz 
wieder aufzunehmen, die beide dem Am-
pel-Aus zum Opfer gefallen waren. Letzterer 
Gesetzentwurf sah unter anderem Maßnah-
men zur Steuerung von Patienten- und Ver-

wundetenströmen, zur Bevorratung von 
Arzneimitteln und Medizinprodukten so-
wie regelmäßige Ernstfallübungen vor. 

Austausch mit dem Sanitätsdienst

Auch die Ärztekammer Nordrhein will 
den Austausch mit dem Sanitätsdienst der 
Bundeswehr intensivieren, damit die me-
dizinische Versorgung im Krisenfall auf 
hohem Niveau funktionsfähig bleibt. Das 
bekräftigten Präsident und Vizepräsident, 
Dr. Sven Dreyer und Dr. Arndt Berson, im 
Rahmen der Julisitzung des Kammervor-
standes im Haus der Ärzteschaft in Düssel-
dorf. Über die Herausforderungen und 
Aufgaben, die sich aus neuen militärischen 
Bedrohungslagen unter anderem für den 
Zivilschutz und die kritische Infrastruktur 
ergeben, referierten dort Vorstandsmitglied 
Dr. Joachim Wichmann, Oberstarzt der Re-
serve, und der stellvertretende Generalarzt 
der Luftwaffe und Chef des Stabes, Oberst-
arzt Dr. Jörg Ruff, vom Zentrum für Luft- und 
Raumfahrtmedizin in Köln, der als Gast 
geladen war. 

Es sei aufwühlend und auch erschre-
ckend, sich mit dem Ziel der Kriegstüchtig-
keit zu beschäftigen, räumte Ruff ein. „Aber 
die Gesellschaft muss die Risiken erken-
nen, akzeptieren und selbst ins Handeln 
kommen.“ Denn hybride Angriffe aus Russ-
land in Form von Desinformation, Sabota-
ge oder Cyberattacken seien bereits Reali-
tät. Auf ein solches Szenario könne man 
nur aus einer Position der Stärke heraus 
reagieren, mahnte Ruff. 

Sollte der Bündnisfall an der NATO-Ost-
flanke eintreten, sieht der Oberstarzt enor-
me Herausforderungen auf Deutschland 
zukommen. Aufgrund seiner geostrategi-
schen Lage werde es als Auf- und Durch-
marschgebiet für die NATO-Truppen dienen 
mit allen damit einhergehenden Verpflich-
tungen zur Versorgung von Flüchtlingen 
und Soldaten. „Bei heftigen Gefechten 
rechnen wir mit bis zu 1.000 Verwundeten 
pro Tag“, erklärte Ruff. Da die Sanitätskräf-
te der Bundeswehr maßgeblich im Rahmen 
der militärischen Verteidigung, sprich an 
der Front, gebunden wären, müssten zivile 
medizinische Einrichtungen die Versor-
gung von Kranken und Verwundeten im 

großen Stil unterstützen. Zurzeit arbeite 
man daran, ein Trauma-Netzwerk aus Bun-
deswehrkrankenhäusern, Berufsgenossen-
schaftlichen Kliniken und Universitätskli-
niken zu etablieren. Ziel sei die Vorhaltung 
von rund 10.000 Betten. 

Im Fall der Landes- oder Bündnisver-
teidigung sei man zudem auf die Unterstüt-
zung sämtlicher Reservisten angewiesen. 
Den genauen Überblick über deren Zahl zu 
erlangen, sei allerdings problematisch. 
Denn mit dem Aussetzen der Wehrpflicht 
im Jahr 2011 endete die automatische Über-
mittlung von Adressdaten aus den Einwoh-
nermeldeämtern an die Bundeswehr. Auch 
den zivilen Einrichtungen fehle eine genaue 
Übersicht über die Kräfte, die im Ernstfall 
verfügbar seien, weil viele Ärztinnen und 
Ärzte, Rettungs- und Pflegekräfte sich in 
mehreren Hilfs- oder Katastrophenschutz-
einrichtungen engagierten. „Das Problem 
der Mehrfachzählung müssen die Kliniken 
aktiv angehen“, forderte Ruff. 

Ärzte in Planungen einbeziehen

Die Gesundheitseinrichtungen müssten 
sich zudem aus eigenen Stücken robuster 
aufstellen, indem sie beispielsweise Arznei-
mittelvorräte anlegten oder Redundanzen 
bei der Strom- und Wasserversorgung auf-
bauten. An die Ärztekammer appellierte der 
Oberstarzt: „Es ist wichtig, dass Sie sich 
Gedanken machen, dass Sie gestalten.“

Die Rolle der Reservisten im Ernstfall 
betonte auch Dr. Joachim Wichmann, MBA, 
selbst seit 37 Jahren Reserveoffizier der 
Bundeswehr. Zugleich verwies er auf das 
Potenzial der niedergelassenen Ärztinnen 
und Ärzte. „Sie könnten zum Beispiel in 
den Krankenhäusern Lücken in der Ver-
sorgung füllen, wenn Personal eingezogen 
würde.“ Vor diesem Hintergrund sei es rat-
sam, auch die ambulanten Praxen in die 
Strukturplanung einzubeziehen, inklusive 
ambulanter OP-Zentren. Um im Verteidi-
gungsfall eine hochwertige medizinische 
Versorgung für alle aufrechterhalten zu 
können, sei es zudem wichtig, die Ärzte-
schaft an allen Planungen sowie an den 
Krisenstäben zu beteiligen, forderte Wich-
mann. Er betonte zugleich, dass es neben 
der somatischen Versorgung essenziell sei, 
die psychischen Folgen im Verteidigungs-
fall nicht aus den Augen zu verlieren. Not-
wendig sei deshalb ein Ausbau der Aus- 
und Fortbildungsmöglichkeiten für die 
Therapie von posttraumatischen Belas-
tungsstörungen. 

Resilienz des Gesundheits-
systems stärken 


